
Volksbegehren „Tierschutz einforderbar machen“  

 

Der Bundesverfassungsgesetzgeber möge die Bundesverfassung dahingehend 
ändern, dass zur Stellung eines Antrages an den Verfassungsgerichtshof auf Prüfung 
eines Gesetzes auf Verfassungswidrigkeit gemäß Art. 140 B-VG oder einer Verordnung 
auf Gesetzwidrigkeit gemäß Art. 139 B-VG sowie zur Erhebung einer Beschwerde 
gegen ein Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes gemäß Art. 144 B-VG eine Person 
nicht nur dann legitimiert ist, wenn sie durch eine solche Verfassungs- oder 
Gesetzwidrigkeit beziehungsweise ein solches Erkenntnis selbst in ihren Rechten 
verletzt zu sein behauptet, sondern auch, wenn sie darin eine Vernachlässigung des 
Tierschutzes behauptet, zu dem sich die Republik Österreich in § 2 des 
Bundesverfassungsgesetzes über die Nachhaltigkeit, den Tierschutz, den 
umfassenden Umweltschutz, die Sicherstellung der Wasser- und 
Lebensmittelversorgung und die Forschung bekennt. 

Im Verfassungsrang stehend hat dieses Bekenntnis eine für den einfachen Gesetzgeber und 
den Verordnungsgeber rechtlich bindende Wirkung: Es verpflichtet ihn, den Tierschutz in 
seiner Gesetz- beziehungsweise Verordnungsgebung zu berücksichtigen, und kann 
widrigenfalls Grundlage für die Aufhebung entsprechender Gesetzes- oder 
Verordnungsbestimmungen durch den Verfassungsgerichtshof sein, wie beispielsweise am 
13. Dezember 2023, als der Verfassungsgerichtshof befunden hat, dass die vom 
Gesetzgeber gewährte Übergangsfrist für bestehende Schweinehaltungsanlagen zur 
Umsetzung des Verbots der Vollspaltenbodenhaltung mit 17 Jahren zu lange bemessen war, 
weil damit einseitig auf den Investitionsschutz abgestellt und der Tierschutz nicht adäquat 
berücksichtigt werde. 

Nun ist aber ein Antrag an den Verfassungsgerichtshof zur Durchführung eines derartigen 
Normenprüfungsverfahrens nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen überhaupt erst 
zulässig. Eine natürliche Person kann einen solchen Antrag beispielsweise nur dann stellen, 
wenn sie behauptet, selbst in ihren Rechten verletzt zu sein. Tiere sind in Österreich jedoch 
keine Rechtsträger und Tierschutz ist auch kein subjektives Recht eines Menschen, sondern 
lediglich ein Staatsziel, also ein Gebot an den Gesetzgeber, sodass eine behauptete 
Missachtung dieses Tierschutzgebotes eine natürliche Person niemals legitimieren kann, 
einen Antrag an den Verfassungsgerichtshof auf Prüfung eines Gesetzes auf 
Verfassungswidrigkeit oder einer Verordnung auf Gesetzwidrigkeit zu stellen. Ohne Eingriff 
in ein subjektives Recht ist die Möglichkeit zur Einleitung eines Normenprüfungsverfahrens 
stattdessen nur einigen wenigen öffentlichen Organen vorbehalten – bei auf Bundesebene 
erlassenen Gesetzen etwa den Landesregierungen oder einem Drittel der Nationalrats- oder 
Bundesratsabgeordneten. Im konkreten Fall der Vollspaltenbodenhaltung von Schweinen 
war es die burgenländische Landesregierung, die den entscheidenden Antrag gestellt hat; 
hätte sie das nicht getan, müssten möglicherweise unzählige Schweine bis zum Jahr 2039 
trotz anhaltender Kritik von Tierschützern theoretisch verfassungswidrigerweise eine Haltung 
auf Vollspaltenböden und die damit verbundenen Leiden (angefangen bei Verletzungen an 
den Füßen vom Auftreten auf die scharfen Kanten der Betonspalten, Schwielen und 
geschwollenen Gelenken vom Liegen auf den Betonspalten, über Augen- und 
Lungenentzündungen von den vom Kot und Urin aufsteigenden Ammoniakdämpfen oder 
einen Befall von aus den Güllegruben kletternden Parasiten, bis hin zu durch derartige 
Lebensumstände in Kombination mit den gegebenen, beengten Platzverhältnissen 
bedingtem psychischem Stress, der sich seinerseits wiederum in Verhalten wie 
gegenseitigem Attackieren und Abbeißen von Ohren und Schwänzen äußert) erdulden. 

 



Dies ist für die Initiatoren dieses Volksbegehrens inakzeptabel, weshalb eine Reform der 
Bundesverfassung in diesem Bereich und die Herstellung einer Rechtslage gefordert wird, in 
der die Möglichkeiten zur Durchsetzung des Tierschutzgebotes vor dem 
Verfassungsgerichtshof an jene zur Geltendmachung subjektiver Rechte eines Menschen 
angelehnt sind. Oberflächlich betrachtet mag diesem Anspruch zwar bereits dann 
entsprochen zu sein scheinen, wenn ein Weg zum Verfassungsgerichtshof bloß dem Halter 
eines Tieres, dessen Schutz durch das Gesetz von jenem als vernachlässigt behauptet wird, 
eröffnet würde. Zielführend wäre eine solche Regelung jedoch nicht, da einerseits nicht jedes 
Tier einen Halter hat, weil es beispielsweise in freier Wildbahn lebt, und andererseits bei 
einem Tierhalter nicht grundsätzlich Empathie mit seinem Tier vorausgesetzt werden kann, 
die ihn gegebenenfalls dazu veranlassen würde, für das Wohl seines Tieres den Weg zum 
Verfassungsgerichtshof anzutreten. Es wäre etwa geradezu absurd, anzunehmen, dass der 
Betreiber einer Schweinehaltungsanlage mit Vollspaltenböden beim Verfassungsgerichtshof 
ein Verbot solcher Anlagen begehren würde. 

Auch wäre es zu kurz gegriffen, ausschließlich anerkannte bzw. bestimmte 
Tierschutzorganisationen mit einem entsprechenden Recht auszustatten, weil durch die 
Notwendigkeit einer Anerkennung beziehungsweise Bestimmung erst recht wieder eine 
Abhängigkeit von der Politik entstehen würde, sei es eine mittelbare, wenn die Anerkennung 
einer Tierschutzorganisation durch eine Verwaltungsbehörde an per Gesetz oder 
Verordnung näher zu bestimmende Voraussetzungen gebunden wäre, oder eine 
unmittelbare, wenn die zur Antragstellung berechtigten Tierschutzorganisationen direkt per 
Gesetz oder Verordnung bestimmt würden. 

Um eine politikunabhängige Durchsetzbarkeit des Tierschutzgebotes ähnlich jener der 
subjektiven Rechte eines Menschen zu gewährleisten, scheint es demnach notwendig, 
überhaupt jeder Person die Anfechtung einer Gesetzes- oder 
Verordnungsbestimmung vor dem Verfassungsgerichtshof zu ermöglichen, sofern 
sich diese Anfechtung auf eine behauptete Missachtung des verfassungsgesetzlich 
verankerten Tierschutzbekenntnisses stützt. 
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